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Abkürzungsverzeichnis

UVEK Eidgenössisches Departement für Umwelt, Verkehr, Energie und
Kommunikation

UNO Organisation der Vereinten Nationen
NDG Nachrichtendienstgesetz
BFE Bundesamt für Energie
KVF-SR Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des Ständerates
BAKOM Bundesamt für Kommunikation
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft
RTVG Bundesgesetz über Radio und Fernsehen
EDA Eidgenössisches Departement für auswärtige Angelegenheiten
ComCom Eidgenössische Kommunikationskommission
UMTS Universal Mobile Telecommunications System
GSM Global System for Mobile Communications
NDB Nachrichtendienst des Bundes

(bis 2010: Strategischer Nachrichtendienst und Dienst für Analyse und
Prävention)

WEKO Wettbewerbskommission
EMD Eidgenössisches Militärdepartement,

heute: Eidgenössisches Departement für Verteidigung,
Bevölkerungsschutz und Sport (VBS)

DETEC Département fédéral de l'environnement, des transports, de l'énergie et
de la communication

ONU Organisation des Nations unies
LRens Loi sur le renseignement
OFEN Office fédéral de l'énergie
CTT-CE Commission des transports et des télécommunications du Conseil des

Etats
OFCOM Office fédéral de la communication
DFI Département fédéral de l'intérieur
SSR Société suisse de radiodiffusion
LRTV Loi fédérale sur la radio et la télévision
DFAE Département fédéral des affaires étrangères
ComCom Commission fédérale de la communication
UMTS Universal Mobile Telecommunications System
GSM Global System for Mobile Communications
SRC Service de renseignement de la Confédération

(à 2010: Service de renseignement stratégique et Service d'analyse et de
prévention)

COMCO Commission de la concurrence
DMF Département militaire fédéral,

aujourd'hui: Département fédéral de la défense, de la protection de la
population et des sports (DDPS)
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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Die Akte „Angolagate“ wird in der Schweiz definitiv geschlossen. Die
Bundesanwaltschaft hat entschieden, die im April 2013 von angolanischen
Staatsbürgern und der britischen NGO "Corruption Watch" eingereichte Strafanzeige
nicht weiterzuverfolgen und eine Nichtanhandnahmeverfügung zu erlassen. Der Fall
begann in den 90er Jahren, als zwischen Angola und Russland Verträge abgeschlossen
wurden, wonach der afrikanische Staat seine Schulden aus der Sowjetzeit durch
Erdölverkäufe abzuzahlen habe. In diesem Zusammenhang kam es zu Geldtransaktionen
über Schweizer Bankverbindungen. Die Schweiz hatte bereits 2004 und 2010 mit Angola
ein Abkommen betreffend der Rückführung von angolanischen Vermögenswerten im
Umfang von insgesamt 64 Mio. US-Dollar für humanitäre Projekte zugunsten der
angolanischen Bevölkerung unterzeichnet. Aufgrund neuer Erkenntnisse aus dem
Bericht „The Corrupt Angola-Russia Debt Deal“ verlangten die Anzeigeerstatter 2013 die
Wiederaufnahme des Verfahrens. Dies lehnte die Bundesanwaltschaft ab, da sie
einerseits das Vorliegen neuer Tatsachen verneinte und andererseits nicht davon
ausging, dass ein derart komplexer Sachverhalt noch vor Ablauf der absoluten
Verjährung 2015 aufgearbeitet werden könnte. Darüber hinaus sei die Bestechung
fremder Amtsträger in der Schweiz erst seit 2000 verfolgbar. 1

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 04.02.2014
NADJA ACKERMANN

Innere Sicherheit

Nachdem am 1. August 2007 unmittelbar nach der Feier mit Bundesrätin Micheline
Calmy-Rey ein Sprengsatz auf dem Rütli detonierte, wurde am 8. August 2007 ein
Verfahren gegen Unbekannt eröffnet. Im Januar 2008 wurde ein Tatverdächtiger, der im
Volksmund als Rütli-Bomber bekannt war, in Untersuchungshaft gesetzt, welche
mehrmals verlängert wurde, bis er im Dezember 2008 freigelassen wurde. Bei den
Ermittlungen waren technische Überwachungsmassnahmen, unter anderem auch ein
sogenannter Trojaner zum Einsatz gekommen, worüber jedoch die Verteidiger
informiert worden seien. Am 11. Oktober 2011 hat die Bundesanwaltschaft nach
Abschluss der Strafuntersuchung zum Sprengkörper das Verfahren eingestellt. Die
Strafbestände haben sich nicht beweisen lassen. (Siehe auch hier.) 2

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.10.2011
NADJA ACKERMANN

Die Debatte um den US-Abhörskandal erhielt erneut Aufwind, als das deutsche
Nachrichtenmagazin Spiegel enthüllte, dass eine gemeinsame Einheit der CIA und NSA
unter dem Dach der amerikanischen UNO-Mission in Genf gezielt Abhöraktionen
durchgeführt hatte. Diverse Politiker forderten eine Protestnote an die US-Botschaft.
Das EDA wollte jedoch keine Retorsionsmassnahmen ergreifen und der Bundesrat
betonte, dass kein direkter Datenaustausch zwischen dem Nachrichtendienst des
Bundes (NDB) und der NSA stattfände. Die Bundesanwaltschaft eröffnete ihrerseits mit
der Genehmigung des Bundesrates ein Strafverfahren gegen Unbekannt. Gleich zu
Beginn dämpfte Bundesanwalt Lauber jedoch die Erwartungen: Aus solchen
Ermittlungen Erkenntnisse zu gewinnen, sei schwierig, weil sich Staaten in politischen
Delikten generell keine Rechtshilfe leisteten. Durch diese Enthüllungen wurde einer
bisher kaum beachteten Bestimmung im Entwurf des Nachrichtendienstgesetzes
erstmals Aufmerksamkeit geschenkt: Laut dem Gesetzesentwurf soll der Austausch mit
ausländischen Geheimdiensten ohne Zustimmung des Bundesrates möglich werden
(Art. 10 NDG). 3

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.09.2013
NADJA ACKERMANN
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Institutionen und Volksrechte

Bundesverwaltung - Organisation

Da eine Reorganisation der Bundesanwaltschaft bereits im Vorjahr mit der
Überweisung der Anträge der Puk durch das Parlament eingeleitet worden war, hatten
im Nationalrat die in dieser Sache noch hängigen persönlichen Vorstösse von seiten der
Linken und der Grünen keine Erfolgsaussichten. Die Motionen wurden in Postulate
umgewandelt oder, falls ihre Urheber damit nicht einverstanden waren, abgelehnt. Die
Fichenaffäre zeitigte hingegen weitere personelle Konsequenzen. Der Chef der
Bundespolizei und gleichzeitig auch Leiter der militärischen Abwehr, Peter Huber,
wurde nach der Entdeckung von Karteien im EMD bis auf weiteres beurlaubt. Für den
1989 beurlaubten Bundesanwalt Gerber konnte nach langer Suche ein Nachfolger
gefunden werden. Mit Amtsantritt auf den 1. August übernahm im Sinne einer
Übergangslösung der 63jährige Willy Padrutt, bisher Staatsanwalt des Kantons
Graubünden, das Amt. 4

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 17.05.1990
HANS HIRTER

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Wettbewerb

Bei der Auslegung des zur Zeit noch gültigen Kartellgesetzes beschloss die
Wettbewerbskommission eine strengere Praxis, welche Elemente der sich in der
Beratung befindenden Gesetzesrevision vorausnahm. Sie teilte mit, dass sie in Zukunft
vertikale Abreden (also Absprachen zwischen Produzenten/Lieferanten und Händlern)
grundsätzlich als erhebliche Beeinträchtigung des Wettbewerbs erachten wird, wenn
sie sich auf Preise oder auf eine geografische Begrenzung des Verkaufsgebiets
beziehen. Erhebliche Wettbewerbsbeschränkungen sind vom Gesetz verboten, wenn
sie sich nicht durch eine Steigerung der wirtschaftlichen Effizienz rechtfertigen
lassen. 5

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 11.01.2002
HANS HIRTER

Das Wettbewerbsprinzip soll durch gezielte materielle Änderungen zusätzlich gestärkt
werden. Hierbei wird eine Verbesserung des Widerspruchsverfahrens, die Stärkung der
Zusammenschlusskontrolle sowie die einzelfallgerechte Analyse vertikaler Abreden
bezüglich ihrer wettbewerbshindernden bzw. –fördernden Wirkung angestrebt. Zudem
sollen die gesetzlichen Voraussetzungen für die internationale Zusammenarbeit der
Wettbewerbsbehörden und die Ausweitung des kartellrechtlichen Zivilverfahrens auf
die Endkunden geschaffen werden. Im Mai ernannte der Bundesrat den Neuenburger
Rechtsprofessor Vincent Martenet zum Präsidenten der Wettbewerbskommission. Er
trat Anfang Juli die Nachfolge von Walter Stoffel an. 6

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.07.2010
SUZANNE SCHÄR

Ticketcorner et Starticket se positionnent comme deux entités actives dans la
distribution de billets d’entrée: distribution physique et en ligne (distribution par un
tiers), médiatisation des spectacles et logiciels de distribution (auto-distribution). Une
opération de concentration, qui aurait transformé Starticket en filiale à 100% de
Ticketcorner, a été interdite par la Commission de la concurrence (COMCO). En effet,
après une étude de l’évolution potentielle du marché, la COMCO a estimé que de forts
risques de position dominante, notamment dans le domaine de la distribution par un
tiers, et d’effets de conglomérat, étant donné les liens avec les deux groupes de médias
Ringier et Tamedia, mettaient en danger le bon fonctionnement de la concurrence. 7

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.05.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

01.01.90 - 01.01.20 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Netz und Vertrieb

La Commission de la concurrence a annoncé l’ouverture d’une enquête contre les
Forces motrices bernoises (FMB) qui ont refusé à un gros consommateur l’utilisation
de leur réseau pour transporter l’électricité. Une plainte a été déposée par Swissmetal
et EGL auprès de la Commission de la concurrence. Celle-ci a estimé que les
entreprises en situation dominante sur le marché ne devaient pas refuser l’accès à
leurs infrastructures. Les FMB ont riposté en déposant plainte auprès de la Commission
de recours pour les questions de concurrence, afin d’obtenir l’ouverture d’une
enquête sur la Commission de la concurrence, ainsi qu’un arrêt de la procédure. 8

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 15.07.1999
LAURE DUPRAZ

Erdöl und Erdgas

Die WEKO gab im Frühjahr 2019 bekannt, gegen zwei Zentralschweizer Unternehmen
aus dem Erdgasversorgungsbereich (Energie Wasser Luzern Holding AG EWL und Erdgas
Zentralschweiz AG EGZ)  eine Untersuchung zu eröffnen. In diesem Verfahren will die
Wettbewerbsbehörde prüfen, ob die beiden Gaslieferanten eine marktbeherrschende
Stellung einnahmen und missbräuchlich anderen Gaslieferanten die Durchleitung durch
ihre Erdgasnetze verweigerten. 
Angestossen worden war die Untersuchung von einer Klage der Energiedienstleisterin
Enterprice Partners AG. Das Betreuungsunternehmen importiert im Auftrag
verschiedener Unternehmen günstiges Gas aus dem Ausland und hilft ihnen, dieses Gas
mittels eines Durchleitungsbegehrens durch Schweizer Gasnetze zu ihren Gebäuden
liefern zu lassen. Seit 2012 gilt eine sogenannte Verbändevereinbarung, die solch
selbstständige Zukäufe für Grossverbraucher ermöglicht und als erster Schritt in
Richtung Liberalisierung des Erdgasmarktes Schweiz dient. Im vorliegenden Fall wollte
dies auch ein Immobilienfonds der Grossbank UBS mithilfe der Enterprice Partners AG
für die Beheizung gewisser Liegenschaften tun, wobei EWL und EGZ dieses
Durchleitungsbegehren aber ablehnten und eine Netzzugangsverweigerung
aussprachen. EGZ und EWL beriefen sich dabei auf das Rohrleitungsgesetz aus den
Sechzigerjahren, welches ihnen faktisch eine Monopolstellung gewähre, so die NZZ. Die
UBS war dadurch gezwungen, das Erdgas über EWL und EGZ zu einem höheren Preis zu
beziehen. Gegen dieses Vorgehen der beiden Erdgasversorger wehrte sich Enterprice
Partners AG mittels einer Klage bei der WEKO im September 2018.
Die WEKO betonte, dass es sich bei diesen zwei Erdgaslieferanten wohl nicht um einen
Einzelfall handle und die Untersuchungen womöglich auf weitere Unternehmen – der
«Bote der Urschweiz» nannte hier die Zahl von sechs weiteren – ausgedehnt werden
könnten. Das Verfahren gelte Medienberichten zufolge als potenzieller Präzedenzfall
und beeinflusse die parallelen Arbeiten zu einem neuen Gasversorgungsgesetz
wesentlich. 9

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.02.2019
MARCO ACKERMANN

Eine Marktöffnung der Erdgasversorgung in der Schweiz sei nur noch eine Frage der
Zeit, berichteten unter anderem die NZZ und das St. Galler Tagblatt im März 2019.
Ausgelöst wurde die Diskussion durch eine im Januar 2019 eröffnete Untersuchung der
Weko, in welcher die Behörde prüft, ob zwei Gasversorger ihre marktbeherrschende
Stellung missbraucht haben. Der Prozess gilt als Präzedenzfall und der Entscheid könnte
Auswirkungen auf die durch das BFE geleitete und durch eine im Jahr 2014 eingereichte
parlamentarische Anfrage Jans (sp, BS; A 14.5054) ausgelöste Ausarbeitung des neuen
Gasversorgungsgesetzes (GasVG) haben, das gemäss dem St. Galler Tagblatt Ende 2019
in einem Entwurf erstmals publik gemacht werden soll. Derzeit ist der Gasmarkt nur
teilweise geöffnet: So dürfen seit 2012 dank der sogenannten Verbändevereinbarung
Grossverbraucher den Lieferanten frei wählen – private Haushalte hingegen müssen ihr
Erdgas weiterhin beim lokalen, meist in öffentlicher Hand befindlichen Anbieter
beziehen. 10

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.03.2019
MARCO ACKERMANN
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Verkehr und Kommunikation

Post und Telekommunikation

Le système UMTS (Universal Mobile Telecommunication Standard) a été mis aux
enchères en automne. Celui-ci succédera au réseau GSM utilisé par les téléphones
mobiles actuels. L'UMTS ouvrira la voie vers de nouveaux services interactifs dont le
Visiophone et Internet à haut débit. La mise en service des premiers réseaux UMTS en
Suisse – comme en Europe – est prévue pour 2002. Le DETEC a mis en jeu quatre
concessions pour l'exploitation d'un réseau UMTS sur l'ensemble du territoire
helvétique. L'octroi de la concession était lié à une obligation de couverture de 50% de
la population. La vente des concessions laissaient présager une promesse de pactole
pour la Confédération, vu les chiffres record qui avaient été atteints en Angleterre. Les
autorités l'estimaient en juin entre CHF 6 et 10 milliards, puis entre CHF 3 et 6 milliards
vu le semi-échec néerlandais et allemand. A la clôture des inscriptions, dix candidats
s'étaient annoncés. Le nombre des prétendants s'est au fur et à mesure réduit à
l'approche de la vente. Les raisons à cette défection étaient principalement dues à
l'absence de liquidités d'investissement, déjà mobilisées dans d'autres pays où les
enchères s'étaient envolées. Dans l'objectif d'obtenir une concession, Swisscom s'est
allié à Vodafone. La veille de l'enchère, il ne restait plus que cinq opérateurs en course
pour 4 concessions et un coup de théâtre s'est produit dans l'heure précédent la date
butoir: Tele Danemark était parvenu à prendre le contrôle de deux prétendants – Diax
et Sunrise – et à les faire fusionner. Informé de la naissance du numéro deux de la
téléphonie en Suisse, l'OFCOM a gelé les enchères, car l'acheteur était inconnu. La
Commission de la concurrence ayant statué que la fusion Diax-Sunrise ne portait pas
atteinte à la concurrence dans le marché futur de l'UMTS, la vente des quatre licences
aux quatre candidats restant a pu avoir lieu. Elles ont été adjugées pour CHF 205
millions, soit à peine CHF 5 millions de plus que les mises de départ de CHF 50 millions
l'unité. Les acquéreurs des licences, qui auront une durée de vie de 15 ans, étaient:
Swisscom, Telefonica, Dspeed (Diax et Sunrise) et Orange. Ce dernier avait été le seul à
surenchérir symboliquement de cinq millions. Le manque à gagner par rapport aux
estimations prévues de CHF 4 à 7 milliards a retenu l'attention de certains
parlementaires qui n'ont pas hésité à demander la tenue d'une enquête pour établir les
responsabilités de cette débâcle. L'obtention par Swisscom de sa licence, condition
sine qua non de l'entrée pour Vodafone dans le capital de Swisscom a eu comme effet
que celui-ci procédera à une prise de participation de 25% dans le capital de la future
filiale de téléphonie mobile Swisscom Mobile. En autorisant Swisscom, dont elle est
actionnaire majoritaire à faire alliance avec l'opérateur Vodafone, le Conseil fédéral a
amorcé une "sous-privatisation" et a donné son acceptation implicite pour la holding. 11

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 31.12.2000
PHILIPPE BERCLAZ

Devant les soupçons de prise illégale de participation de Deutsche Telekom dans Tele
Danemark (trois jours avant la mise aux enchères, l’opérateur allemand s’est retiré de la
course aux licences UMTS, laissant le champ libre à l’opérateur danois) et malgré le feu
vert de la Commission de la concurrence (Comco), l’OFCOM a décidé de faire la lumière
sur la fusion diAx/Sunrise, devenu entre temps Sunrise. Toujours concernant la mise
aux enchères des licences UMTS, la Délégation des finances du parlement – sous
requête de la commission des finances du National –, a rendu public ses conclusions
quant à son échec. D’après elle, la Comco ne peut être tenue pour coupable, car la
méthode de vente avait été choisie à bon escient et la procédure d’octroi des
concessions préparée de manière professionnelle. La leçon à tirer de cette vente est
que la Confédération, si elle ne veut pas voir le pactole s’envoler à nouveau, devra à
l’avenir fixer des valeurs financières minimales. 12

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.05.2001
PHILIPPE BERCLAZ

Sur la base d’une expertise de la ComCo établissant la position dominante de Swisscom
sur le marché de l’accès à haut débit, la ComCom a rappelé cette dernière à l’ordre et
l’a obligé à respecter le dégroupage total décidé par l’Assemblée fédérale l’année
précédente. Swisscom doit donc offrir un accès à haut débit à prix coûtant à ses
concurrents. La commission a ainsi donné raison à Sunrise et Orange qui, en
septembre, avaient déposé plainte concernant une offre ADSL de Swisscom. Cette
dernière proposait à ses clients un accès ADSL sans ligne téléphonique fixe, par un
abonnement de téléphonie mobile. Le raccordement au réseau fixe n’était par
conséquent pas facturé et il en résultait une économie de CHF 25,25 par mois pour les
clients. Or, si une autre entreprise de télécommunications souhaitait proposer la même
offre, elle devait payer à Swisscom le prix du raccordement ou le facturer à ses
clients. 13

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 23.11.2007
NICOLAS FREYMOND
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Le 20 mars, Swisscom a annoncé son intention de racheter The Phone House sans
communiquer de prix. Après examen, la ComCo a donné son feu vert, jugeant que cette
concentration ne créerait ni ne renforcerait une position dominante de Swisscom sur le
marché. 14

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 05.06.2008
NICOLAS FREYMOND

La ComCo a mis en cause les mesures d’exception dont bénéficie la Poste en matière
de transport le dimanche et la nuit. Estimant qu’elles procurent un avantage injustifié à
l’entreprise publique par rapport à ses concurrents, elle a demandé au Conseil fédéral
de les supprimer. 15

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 07.11.2008
NICOLAS FREYMOND

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Medikamente

Im Gleichklang mit der im Vorjahr vom Detailhandelisten Denner eingereichten
Volksinitiative “für tiefere Arzneimittelpreise” setzte sich der Preisüberwacher nicht
nur für eine Senkung der Verkaufspreise in der Schweiz ein, sondern auch dafür, dass
alle in den Nachbarländern zugelassenen Medikamente in der Schweiz ohne zusätzliche
Bewilligung verkauft werden dürfen. Gleichzeitig prüfte die Wettbewerbskommission,
welche rechtlichen Hindernisse diesen Parallelimporten im Weg stehen. 16

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 29.04.1998
MARIANNE BENTELI

Medizinische Forschung

Zusammen mit den Medikamenten sind die Analysen einer derjenigen Bereiche, in
denen der Bund Kompetenzen zur Festlegung von Tarifen hat. Die Kartellkommission
war im vergangenen Jahr auf Missbräuche gestossen, indem einzelne Labors den Ärzten
und Spitälern auf Analysen Rabatte von bis zu 75% eingeräumt hatten, welche nicht an
die Versicherten weitergegeben worden waren. Das EDI verfügte auf den 1. Oktober des
Berichtsjahres eine Senkung der Tarife der 50 am häufigsten angeordneten Analysen
um 10%. Diese 50 Analysen machen rund 80% des gesamten Analysevolumens aus.
Diese Massnahme wurde in Absprache mit Ärzteschaft, Laboratorien und Spitälern
getroffen und dürfte Kosteneinsparungen von rund 60 Mio. Fr. pro Jahr mit sich
bringen. Zudem wurden generell alle Analysen bis Ende Jahr einer zusätzlichen
Untersuchung unterzogen mit dem Ziel, 1998 eine weitere Kostensenkung
vorzunehmen. 17

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.05.1997
MARIANNE BENTELI

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Presse

Aufgrund des Fusionsvorhabens zwischen der Berner Tagblatt Medien AG (BTM) und der
neu gegründeten Berner Oberland Medien AG verschwanden im Berner Oberland die
Regionalausgabe Thun und Oberland der „Berner Zeitung“ (BZ) sowie das bisherige
Kopfblatt des „Berner Oberländers“, das „Oberländische Volksblatt“ in Interlaken. Das
„Thuner Tagblatt“ und der „Berner Oberländer“ wurden demgegenüber mit integriertem
„Oberländischen Volksblatt“ zu BZ-Kopfblättern. Der Mantel mit Ausland-, Inland-,
Wirtschafts- und Sportinformationen sowie Unterhaltung wird von der BZ geliefert –
ebenso wie die Akquisition nationaler Inserate. Die Wettbewerbskommission (Weko)
prüfte Mitte des Jahres, ob die Fusion verboten oder nur unter Auflagen zugelassen
werden sollte. Sie befand, dass das Fusionsprojekt wirksamen Wettbewerb nicht
verhindere. Hatte die Weko 1998 gegen ein Projekt der BTM zur Übernahme des „Thuner
Tagblatts“ noch Einspruch erhoben, verwies sie nun auf die Veränderungen in der
Berner Medienlandschaft: Aufgrund einer erhöhten Beteiligung der NZZ-Gruppe an der
Berner Zeitung „Der Bund“ von 45 auf 90 % sei dessen Position gestärkt und ein
ausgeglichenerer Wettbewerb ermöglicht worden. 18
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Das Ansinnen der beiden Medienunternehmen Tamedia und Berner Zeitung AG,
sämtliche Rechte an der Pendlerzeitung „20 Minuten“ zu erwerben, verzögerte sich
aufgrund eines Monopolverdachts der Weko. Diese sah Anhaltspunkte für die
Entstehung einer marktbeherrschenden Stellung bei den regionalen Werbemärkten in
Bern und Zürich sowie im nationalen Markt für Pendlerzeitungen. Die von der Weko
eingeleitete Prüfung sollte zeigen, ob sich die beiden Verlage bei der Festsetzung von
Preisen und Bedingungen vom Markt unabhängig verhalten können. Im Oktober konnte
die Beteiligung der Tamedia an „20 Minuten“ vollzogen werden, nachdem die Weko
hierzu ihr grünes Licht gegeben hatte, eine Beteiligung der Berner Zeitung AG wurde
demgegenüber einer erneuten Prüfung unterzogen. Mit diesem Kauf wurde dem
Zürcher Gratiszeitungskrieg ein Ende gesetzt. Die Tamedia hatte nämlich ganz
unvermittelt auf die ursprünglich für Ende März vorgesehene Lancierung der
Gratiszeitung „Express“ als Konkurrenzblatt zu „20 Minuten“ zugunsten des
Zusammenschlusses von Tamedia, „Berner Zeitung“ und „20 Minuten AG“ verzichtet. 19
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Die endgültige Genehmigung der Weko für den Aktientransfer zur Umsetzung des so
genannten Berner Modells – einer Kooperation zwischen den Tageszeitungen „Bund“
und „Berner Zeitung“ – stand Ende des Berichtsjahres noch aus. Im Berner Modell soll
der „Bund“ seine Redaktion behalten, aber neu von der Espace Media Groupe,
Besitzerin der „Berner Zeitung“, vermarktet, produziert und vertrieben werden. Zu
diesem Zweck war ein Verkauf der Hälfte des Aktienpakets der Neuen Zürcher Zeitung,
welche 80% des Aktienkapitals an der Bund Verlags AG innehatte, an die Espace Media
Groupe geplant. Damit stünden die drei künftigen Aktionäre in einem Verhältnis von
40% (NZZ) zu 40% (Espace Media Groupe) zu 20% (Anzeigevermarkterin Publigroupe)
zueinander. Die Weko hatte anfangs November mit einem Zwischenentscheid die
Anzeigenkombination als wesentliche Voraussetzung für den kommerziellen Erfolg der
Zusammenarbeit schon auf den 1. Januar 2004 provisorisch bewilligt. 20
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In Bern startete zu Jahresbeginn das so genannte Berner Modell, das für die zwei
Tageszeitungen Berner Zeitung und Bund zwei weiterhin unabhängige Redaktionen,
aber ein gemeinsames Verlagsdach (Espace Media Groupe) und einen gemeinsamen
Inseratepool (Inserate können nur noch für beide Zeitungen gemeinsam gebucht
werden) beinhaltet. Die Wettbewerbskommission hatte diesen Zusammenschluss 2003
provisorisch und im Berichtsjahr nach einer vertieften Prüfung auch definitiv
gutgeheissen; verbunden war damit die Auflage, sich nicht an der Gratiszeitung „20
minuten“ zu beteiligen, da sonst die Espace Media Groupe über eine zu dominante
Vormachtstellung auf dem bernischen Werbemarkt verfügen würde. 21
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Medienpolitische Grundfragen

Noch bevor das UVEK und das BAKOM ihre Entscheide zum Joint Venture von SRG,
Swisscom und Ringier fällen konnten, ging SRG-Generaldirektor Roger de Weck in die
Offensive. In einem Artikel in der NZZ wies er darauf hin, dass eine Schwächung der SRG
die Verleger nicht stärke und dass Kooperationen die einzige zukunftsweisende
Alternative im Kampf gegen ausländische Konkurrenten wie Google oder Facebook
darstellten. Entsprechend unterbreitete er den anderen Schweizer
Medienunternehmen mehrere Angebote für eine verstärkte Zusammenarbeit. Der
Verband Schweizer Medien zeigte sich in der Folge bereit zu entsprechenden
Gesprächen, jedoch nur, wenn die SRG während dieser Gespräche auf die Umsetzung
des Joint Ventures verzichte. Der Verband reichte zudem eine Klage beim
Bundesverwaltungsgericht ein, um Einblick in die Verträge der Werbeallianz zu erhalten.
Überdies bildeten Zeitungen, Privatsender und Netzanbieter kurze Zeit später ein loses
Bündnis, das sich für eine wettbewerbsfreundliche, föderalistische Medienpolitik
einsetzen sollte und folglich eine Beschränkung der Werbemöglichkeit der SRG zum
Schutz der privaten und lokalen Medien forderte. 

Dennoch erteilte Bundesrätin Leuthard in einer Verfügung des UVEK der SRG die
Erlaubnis, sich am Joint Venture zu beteiligen. Zielgruppengenaue Werbespots bleiben
der SRG gemäss einer zweiten Verfügung des BAKOM jedoch verboten, da dies eine
Vermehrung der SRG-Programme darstelle und somit konzessionspflichtig sei. Die SRG
müsse daher einen Antrag auf Änderung der Konzession einreichen. Die
Medienministerin wies zudem auf die geschäftlichen Risiken hin, welche durch diese
Werbeplattform auf die SRG zukommen könnten. Durch die Verbreitung der Werbung

VERWALTUNGSAKT
DATUM: 01.01.2016
ANJA HEIDELBERGER

01.01.90 - 01.01.20 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



über Leitungen von Dritten könnten diese womöglich zusätzliche Kosten geltend
machen. Des Weiteren hielt das UVEK die Verbote für die SRG, regionale Werbung oder
Online-Werbung zu machen, aufrecht. Schliesslich muss die SRG das UVEK halbjährlich
über ihre Tätigkeiten informieren, so dass Letzteres bei allfälligen Einschränkungen des
Spielraums der privaten Anbieter reagieren könnte. Der Entscheid stiess auf grossen
Unmut, vor allem beim Verband Schweizer Medien. Doch auch politische Kritik folgte
umgehend: So forderte zum Beispiel Gregor Rutz (svp, ZH), dass der Bundesrat
bezüglich der Konzession keine Tatsachen schaffen solle, bevor das Parlament die
entsprechenden Diskussionen geführt habe. Im Parlament folgten verschiedene
Vorstösse, mit denen neue Regeln für Kooperationen der SRG geschaffen werden sollen
(Pa.Iv. Vonlanthen (cvp, FR, 16.410), pa.Iv. Hiltpold (fdp, GE)). 

Auf diese Kritik reagierten die SRG, Swisscom und Ringier mit der Veröffentlichung
einer Selbstverpflichtung, deren zehn Grundsätze mindestens bis fünf Jahre nach
Markteintritt gültig sein sollen. So sei die Werbeallianz offen für alle; alle Anbieter
journalistischer Produkte könnten sich als Kunden, jedoch nicht als Aktionäre, an der
Werbeplattform beteiligen. Dadurch soll die Gleichbehandlung aller Anbieter von
Werbeleistungen gewährleistet werden. In der Werbeallianz sei der Datenschutz sehr
wichtig, die Betroffenen sollen selbst über ihre Daten bestimmen können. Die SRG
werde keine regionale Werbung ausstrahlen und sich selbst beim UVEK melden, wenn
die Einnahmen aus der zielgerichteten Werbung einen Betrag von CHF 30 Mio.
überstiegen. Ein Branchenanlass soll zudem zum Wissenstransfer beitragen. Dennoch
gelangte der Verband Schweizer Medien zusammen mit verschiedenen anderen
Unternehmen mit einer Beschwerde an das Bundesverwaltungsgericht. Einerseits
wurde beanstandet, dass beim Entscheid des UVEK Artikel 29 des RTVG, wonach nicht
konzessionierte Tätigkeiten der SRG den Entfaltungsspielraum anderer
Medienunternehmen nicht einschränken dürfen, durch die Werbeallianz verletzt werde.
Andererseits seien die privaten Medien im Verfahren nicht als Partei zugelassen
worden, wodurch ihnen auch die Akteneinsicht verwehrt blieb. Da sie direkt betroffene
Konkurrenzbetriebe seien, müssten sie aber als Partei anerkannt werden. Auch am
Entscheid der WEKO wurde Kritik laut, da die Beurteilung des Joint Ventures unüblich
verlaufen sei. Das Sekretariat der WEKO hatte der entscheidenden Kommission
beantragt, das Projekt zu untersagen oder unter Auflagen zu bewilligen. Die Kommission
entschied sich jedoch gegen beide Vorschläge und genehmigte das Projekt ohne
Auflagen. Dieses unübliche Vorgehen zusammen mit einer ebenfalls nicht üblichen
Definition des relevanten Marktes liessen den Verdacht  aufkommen, dass verschiedene
Kreise Einfluss auf die Entscheidung der WEKO genommen haben könnten. Im
Gegenzug erstattete die WEKO Anzeige wegen Amtsgeheimnisverletzung bei der
Bundesanwaltschaft, da Details aus geheimen Entscheiddiskussionen an die
Öffentlichkeit gelangt waren. 

Am 4. April 2016 nahm die Werbeplattform, die unterdessen den Namen „Admeira“
erhalten hatte, ihren Betrieb auf. Sie umfasst 280 Mitarbeitende und vereinigt die
Werbeplätze der SRG-Sender, der Medienerzeugnisse von Ringier und von Axel Springer
Schweiz sowie der Swisscom-Plattformen. Mit ihrem Betriebsstart trotz hängiger
Beschwerde ging die Admeira jedoch ein rechtliches Risiko ein, zumal die
Beschwerdeführer eine aufschiebende Wirkung des Prozesses verlangt hatten. Obwohl
das Bundesverwaltungsgericht diesen Antrag abgelehnt hatte, blieb unklar, ob die
Admeira im Anschluss an den inhaltlichen Entscheid des Gerichts ihre Tätigkeit würde
sistieren müssen. Im Oktober 2016 hiess das Bundesverwaltungsgericht die Beschwerde
des Verbandes Schweizer Medien, der Tamedia, der AZ Medien, von 3+ und Pro Sieben
gut, weil sie vom UVEK nicht als Partei anerkannt worden waren. Lediglich die
Beschwerde von Goldbach Medien wurde abgelehnt, da die Unternehmung nicht
publizistisch tätig sei. Somit muss das UVEK erneut prüfen, ob die Teilnahme der SRG
an Admeira gesetzeskonform ist. Zwar könnte es das Urteil ans Bundesgericht
weiterziehen, dies würde jedoch das Verfahren weiter in die Länge ziehen und somit
die Rechtssicherheit für Admeira weiter verzögern. Von einer solchen würde aber die
SRG profitieren, zumal sie für eine zielgruppenspezifische Werbung eine
Konzessionsänderung beantragen müsste. 22
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Auch im Jahr 2017 riss die Kritik an der Admeira nicht ab. Im April 2017 begann die
Swisscom, anonymisierte Werbedaten für zielgruppenbasierte Werbung an die Admeira
weiterzuleiten. Zuvor hatte sie ihre Festnetzkunden auf eine aktualisierte
Datenschutzerklärung hingewiesen, die unter anderem beinhaltete, dass die Kunden bei
der Datenweitergabe Widerspruch einlegen können. Das Ausbleiben einer expliziten
Reaktion durch den Kunden verstand die Swisscom dabei als implizite Zustimmung zu
den aktualisierten Bestimmungen (Opt-Out). Dieses Vorgehen stiess jedoch im
Parlament auf Widerstand: Im Mai 2017 reichten Manfred Bühler (svp, BE, Ip. 17.3185),
Fabio Regazzi (cvp, TI, Ip. 17.3190) und Kathy Riklin (cvp, ZH, A. 17.1013) Interpellationen
und Anfragen ein, mit denen sie vom Bundesrat Erklärungen zum Vorgehen der
Swisscom forderten. Darin kritisierten sie insbesondere, dass bei einer
stillschweigenden Annahme der Datenschutzerklärung die Gefahr bestehe, dass
Personen unbewusst zustimmten, zum Beispiel weil sie das Kleingedruckte nicht
gelesen hätten. Der Bundesrat lehnte aber eine Deutungshoheit über die Zulässigkeit
dieses Opt-Out-Prinzips ab und verwies auf die Zuständigkeit der Zivilgerichte sowie
auf die unternehmerische Autonomie der Swisscom. 

Sorgen machten sich die Parlamentarierinnen und Parlamentarier insbesondere auch
wegen der starken Marktposition der SRG, die sich durch ihre Beteiligung an der
Admeira noch zu verstärken drohe. Die KVF-SR forderte vom Bundesrat in einer Motion
(Mo. 17.3355), sicherzustellen, dass die Kooperationen der SRG der Angebots- und
Meinungsvielfalt zugute kämen und interessierte Partner diskriminierungslos in die
Reihen der Aktionäre aufgenommen würden. Die KVF-SR hatte die Motion
ausgearbeitet, nachdem der Nationalrat im Juni 2017 eine parlamentarische Initiative
von Gregor Rutz (svp, ZH, Pa.Iv. 15.495) angenommen hatte, welche eine Beschränkung
der nichtkonzessionierten Tätigkeiten der SRG auf volkswirtschaftlich zwingende und
nicht bereits durch private Anbieter abgedeckte Bereiche forderte. Ähnliche Anliegen
hatten 2016 bereits Hugues Hiltpold (fdp, GE, pa.Iv. 16.422) und Beat Vonlanthen (cvp,
FR, pa. IV. 16.410) mittels parlamentarischer Initiativen vertreten. Auch Corina
Eichenberger-Walther (fdp, AG) forderte in einer Interpellation (Ip. 17.3807) Auskunft
darüber, welche rechtlichen Möglichkeiten bestünden, die SRG zu einem
diskriminierungsfreien Zugang für die privaten Medien zu verpflichten. In ihrer
Interpellation fragte sie auch nach den durch ihre Teilnahme an der Admeira
entstehenden finanziellen Risiken für die SRG – ein Thema, das auch eine Anfrage von
Daniela Schneeberger (fdp, BL) aufnahm (A. 17.5300). 

Die Verlage teilten die Sorgen der Parlamentarierinnen und Parlamentarier bezüglich
der Stellung der SRG aufgrund von Admeira. Im September 2017 forderten Pietro Supino
und Peter Wanner als Verleger der Tamedia, respektive der AZ-Medien, eine
Aufspaltung der Admeira in zwei separate Gesellschaften: in ein Unternehmen für
Datenmanagement und eines für den Verkauf von Werbung. Die Vermischung der
beiden Bereiche sei „keine saubere Lösung“, weil ein Grossteil der Daten – gemäss
Wanner „das Gold von heute“ – von der staatlich kontrollierten Swisscom stamme. Nötig
sei stattdessen eine offene, diskriminierungsfreie Branchenlösung, erklärte Tamedia-
Sprecher Christoph Zimmer. Eine für alle vollständig offene Datenplattform sei aus
Datenschutzgründen nicht möglich, konterte Admeira-Sprecherin Romi Hofer. Da alle
Verlage ihre Inserate über Admeira verkaufen und Aktionäre werden könnten, verfügten
Swisscom, Ringier und die SRG auch nicht über einen ungerechtfertigten
Wettbewerbsvorteil.

Ende August 2017 gab Admeira bekannt, dass sie ein Tochterunternehmen mit dem
Namen Adtelier gegründet habe. Dieses soll Sonderwerbeformen wie Native Advertising,
Storytelling und Content Marketing, also ähnliche Werbeformen wie Publireportagen,
die wie redaktionelle Produkte aussehen, produzieren. Diesbezüglich wollte Karl Vogler
(csp, OW, Ip. 17.3899) mittels einer Interpellation vom Bundesrat wissen, ob die Nutzung
solcher Sonderwerbeformen wirklich noch dem Service Public-Auftrag der SRG
entspreche. Dieser erwiderte, dass die Beteiligung an Admeira ausserhalb des Service
Public-Auftrags liege, die SRG keine Gebührengelder dafür nutze und dies
entsprechend ein unternehmerischer Entscheid der SRG sei. 

Ende Oktober 2017 schickte das UVEK schliesslich einen Revisionsentwurf der Radio-
und Fernsehverordnung (RTVV) in die Vernehmlassung, gemäss dem der SRG und den
privaten Anbietern mit Konzession zielgruppenspezifische Werbung in ihren
konzessionierten Programmen unter Auflagen erlaubt sein soll. Dies stiess beim
Verlegerverband auf Unverständnis. Durch diese Stärkung der Admeira werde das Gebot
auf Rücksichtnahme auf die privaten Medien ausgehöhlt, erklärte der Geschäftsführer
des Verbands Schweizer Medien, Andreas Häuptli. 23
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Im Januar 2018, mitten im Abstimmungskampf zur No-Billag-Initiative, liess die Spitze
der SRG verlauten, dass die Radio- und Fernsehgesellschaft aus der zwei Jahre zuvor
mit der Swisscom und Ringier gegründeten Werbeallianz Admeira auszusteigen plane.
Der Werbeallianz war von Beginn weg heftiger Gegenwind vom Verband Schweizer
Medien, von verschiedenen Medienhäusern und von politischer Seite
entgegengeschlagen und sie hatte auch mit operativen Schwierigkeiten zu kämpfen. 
Im Februar 2018 unterlag die SRG zudem vor Bundesgericht, wo sie Beschwerde gegen
einen Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts eingelegt hatte. Das
Bundesverwaltungsgericht war im Herbst 2016 – entgegen der Meinung des UVEK – zum
Schluss gekommen, dass die beschwerdeführenden Medien im Verfahren betreffend
die Beteiligung der SRG an Admeira als Partei anzuerkennen seien und aufgrunddessen
in der Frage um die Teilhabe der SRG an Admeira von der Verwaltung hätten angehört
werden müssen. Stattdessen hatte das UVEK zuvor lediglich von der Beteiligung der SRG
an der Werbeallianz Kenntnis genommen und diese auch nicht an Auflagen geknüpft.
Das Bundesgericht stützte den Entscheid des Bundesverwaltungsgerichts. Sofern
Tätigkeiten der SRG, die ausserhalb ihres Konzessionsbereichs liegen, den
Entfaltungsspielraum anderer Medienunternehmen erheblich beschneiden, seien diese
zur Teilnahme am Verfahren berechtigt. Die beschwerdeführenden Akteure, der
Verband Schweizer Medien und neun private Medienunternehmen, hätten gegenüber
dem Bundesverwaltungsgericht glaubhaft vorbringen können, dass ihnen eine
erhebliche Einschränkung des Entfaltungsspielraums drohe, weswegen der Entscheid
des UVEK aufzuheben und unter Anhörung der beschwerdeführenden Medien neu zu
fassen sei. 
Neben diversen Umbau- und Abbauplänen kommunizierte die SRG Ende Juni ihren
definitiven Ausstieg aus der Werbeallianz. Man habe den Aktienanteil von 33.3 Prozent
je hälftig an die beiden verbleibenden Aktionäre Ringier und Swisscom verkauft. Der
Verband Schweizer Medien verlangte sogleich vom UVEK, dass die Neubeurteilung der
Zulässigkeit der Teilhabe von SRG an Admeira deswegen nicht ausgesetzt werden solle.
Zum einen sei der Verkauf noch nicht vollzogen, zum anderen bleibe die Gefahr von
Marktverzerrungen intakt, da die SRG nach wie vor plane, die Vermarktung ihrer
Werbezeiten über Admeira laufen zu lassen. Nachdem die SRG dem BAKOM den Vollzug
des Verkaufs vom 29. Juni 2018 mitgeteilt hatte, verfügte das Bundesamt jedoch die
Abschreibung des Verfahrens. 24
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